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Satzung der „ -Bürgerstiftung Berchtesgadener Land“  
_______________________________________________________________________________________ 

Präambel 
 

Die -Bürgerstiftung Berchtesgadener Land wurde von der Sparkasse Berchtesgadener Land 
für alle Bürger des Landkreises gegründet, getreu dem Sparkassenmotto „Für alle, die hier 
leben“.  
 

Die Bürgerstiftung soll den Einwohnern des Berchtesgadener Landes die Möglichkeit bieten, 
zum Wohle Aller in unserer Region, an der Verwirklichung vieler Projekte und Maßnahmen zu 
partizipieren. 
 

Sie will die Bürger ermuntern, mit Zuwendungen zur Stiftung eigenverantwortlich 
gesellschaftliche Aufgaben zum Wohle Aller zu übernehmen und den Gemeinschaftssinn im 
Berchtesgadener Land zu fördern.  

 
§ 1 Name, Rechtsstellung, Sitz 
 

(1) Die Stiftung führt den Namen „ -Bürgerstiftung Berchtesgadener Land“. 
 

(2) Sie ist eine rechtsfähige Stiftung des bürgerlichen Rechts mit Sitz in Bad Reichenhall. Sie 
verfolgt öffentliche Zwecke. 

 
§ 2 Zweck der Stiftung 
 
(1) Die Stiftung soll insbesondere Privatleuten und juristischen Personen eine Möglichkeit bieten, 

im Rahmen dieser Stiftung als Zustifter und/oder als Spender die Ziele aus § 2 Abs. 2 
verwirklichen zu können. 

 

(2) Zweck der Stiftung ist die Förderung gemeinnütziger Zwecke i. S. von § 52 AO, mildtätiger 
Zwecke i. S. von § 53 AO und kirchlicher Zwecke i. S. von § 54 AO im Landkreis Berchtesgadener 
Land. 

 

 Der Stiftungszweck wird insbesondere durch folgende Maßnahmen verwirklicht: 
a. Förderung von Wissenschaft und Forschung 
b. Förderung der Zwecke der Spitzenverbände der freien Wohlfahrtspflege, ihrer  
 Unterverbände und der ihnen angeschlossenen Einrichtungen und Anstalten 
c. Förderung der Jugend- und Altenpflege 
d. Förderung der Erziehung, Volks- u. Berufsbildung einschl. der Studentenhilfe 
e. Förderung des Sports 
f. Förderung der Musik und der Literatur 
g. Förderung des Natur- und Umweltschutzes sowie der Landschaftspflege 
h. Förderung des Tierschutzes 
i. Förderung der internationalen Gesinnung, der Toleranz auf allen Gebieten der  
 Kultur und des Völkerverständigungsgedankens 
k. Förderung der Hilfe für Opfer von Straftaten 
l. Förderung der Kriminalprävention 
m. Förderung des Feuer-, Arbeits-, Katastrophen- und Zivilschutzes, der Unfallverhütung und 

der Rettung aus Lebensgefahr 
n. Förderung der öffentlichen Gesundheitspflege 
o. Förderung von Kunst-, Kultur-, Denkmal- und Heimatpflege 

 

(3) Die Stiftung verfolgt damit ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige und mildtätige 
Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 

 

(4) Die Stiftung kann auch anderen, ebenfalls steuerbegünstigten Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen oder einer geeigneten öffentlichen Behörde finanzielle oder sachliche Mittel zur 
Verfügung stellen, wenn diese Stellen mit den Mitteln Maßnahmen nach Absatz 2 fördern. 
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§ 3 Einschränkungen 
 
(1) Die Stiftung ist selbstlos tätig. Sie verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Sie 

darf keine juristische oder natürliche Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Stiftung 
fremd sind oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigen. Die Stifter und ihre 
Erben erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln der Stiftung. 

 

(2) Ein Rechtsanspruch auf Leistungen der Stiftung steht den durch die Stiftung Begünstigten 
aufgrund dieser Satzung nicht zu. 

 

(3) Die Stiftung kann gegen Erstattung der dadurch verursachten Kosten die Verwaltung von 
rechtsfähigen Stiftungen mit gleichem oder ähnlichem Zweck übernehmen, sofern die 
Verwirklichung des Zwecks dieser Stiftung dadurch gefördert wird. 

 
§ 4 Stiftungsvermögen 
 
(1) Das der Stiftung zur dauernden und nachhaltigen Erfüllung ihres Stiftungszwecks 

zugewendete Vermögen (Grundstockvermögen) ist in seinem Wert ungeschmälert zu erhalten. 
Die Zusammensetzung und der Wert des gewidmeten Grundstockvermögens ergibt sich aus 
dem Stiftungsgeschäft. 
 

(2) Das Grundstockvermögen kann zur Werterhaltung bzw. Stärkung seiner Ertragskraft 
umgeschichtet werden. Gewinne aus der Umschichtung sollen in eine Umschichtungsrücklage 
eingestellt werden, die nach dem Ausgleich von Umschichtungsverlusten dem 
Grundstockvermögen zuzurechnen ist. Mit Beschluss des Stiftungsrats kann eine 
Umschichtungsrücklage ganz oder teilweise auch für satzungsgemäße Zwecke verwendet 
werden. 
 

(3) Zustiftungen (Zuwendungen zum Grundstockvermögen) sind jederzeit zulässig. Soweit 
Zustiftungen mit der Auflage versehen werden, die Erträge daraus für einen bestimmten 
Stiftungszweck zu verwenden, sind diese Teile des Grundstockvermögens jeweils unter 
Angabe des Verwendungszwecks gesondert auszuweisen (Stiftungsfonds). Zuwendungen 
ohne Zweckbestimmung, z. B. aufgrund einer Verfügung von Todes wegen, können dem 
Grundstockvermögen zugeordnet werden. 

 
§ 5 Stiftungsmittel 
 
(1) Die Stiftung erfüllt ihre Aufgaben 

1. aus den Erträgen des Stiftungsvermögens (Grundstockvermögen und sonstiges 
Vermögen),  

2. aus Spenden, soweit sie vom Spender nicht zur Aufstockung des Grundstockvermögens 
bestimmt sind; § 4 Abs. 3 Satz 3 bleibt unberührt, 

3. aus Umschichtungsgewinnen. 
 

(2) Mittel der Stiftung dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden.  
 

(3) Im Rahmen der steuerrechtlichen Bestimmungen können Rücklagen gebildet werden, 
insbesondere, soweit dies erforderlich ist, um das Grundstockvermögen in seinem Wert 
ungeschmälert zu erhalten und die steuerbegünstigten satzungsgemäßen Zwecke dauernd 
und nachhaltig erfüllen zu können. 

 
§ 6 Zustiftungen und Spenden  
 
(1) Die Stiftung kann von jedermann Zustiftungen und Spenden annehmen. Sie können in Form 

von Bar- und Sachwerten erfolgen; Sachwerte können vom Stiftungsvorstand in Barmittel 
umgewandelt werden, damit diese in den regulären Bankenkreislauf eingebracht werden 
können. 

 

(2) Bei Spenden ab 5.000,-- € kann der Spender bestimmen, in welcher Gemeinde Projekte mit 
seiner Spende begünstigt werden. 
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(3) Der Mindestwert für eine Zustiftung beträgt 10.000,-- €. 
 

(4) Bei Zustiftungen von 50.000,-- € bis einschließlich 100.000,-- € kann der Zustifter bestimmen, 
in welcher Gemeinde Projekte aus den Erträgen seiner Zustiftung begünstigt werden. 

 

(5) Bei Zustiftungen von mehr als 100.000,-- € kann der Zustifter darüber hinaus ein konkretes 
steuerbegünstigtes Projekt im Landkreis benennen, das aus den Erträgen dieser Zustiftung 
gefördert werden soll. 

 

(6) Spenden sind Zuwendungen, die zur zeitnahen Verwendung bestimmt sind. 

 
§ 7 Stiftungsorgane 
 
(1) Organe der Stiftung sind 

1. der Stiftungsvorstand,  
2. der Stiftungsrat.  

 

(2) Die Tätigkeit in den Stiftungsorganen ist grundsätzlich ehrenamtlich. Anfallende Auslagen 
werden ersetzt. Für den Zeit- und Sachaufwand der Mitglieder des Stiftungsvorstands kann der 
Stiftungsrat eine in ihrer Höhe angemessene Pauschale beschließen. 

 

(3) Der Stiftungsvorstand kann nach Maßgabe des § 11 zu seiner Entlastung eine 
Geschäftsführung einrichten. 

 

(4) Der Stiftungsvorstand ist berechtigt, sich der Hilfe Dritter gegen angemessenes Entgelt zu 
bedienen, soweit dies aus arbeitstechnischen Gründen sinnvoll und erforderlich ist und sofern 
hierfür ausreichend Mittel zur Verfügung stehen. 

 

(5) Ungeachtet ehrenamtlicher Tätigkeit oder einer Vergütung ist die Haftung wie folgt 
beschränkt: die Organmitglieder sowie die Mitglieder der Geschäftsführung haften der Stiftung 
für einen bei der Wahrnehmung ihrer Pflichten verursachten Schaden nur bei Vorliegen von 
Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit. Ist streitig, ob ein Organmitglied oder ein besonderer 
Vertreter einen Schaden vorsätzlich oder grob fahrlässig verursacht hat, trägt die Stiftung die 
Beweislast. Sind Organmitglieder oder Mitglieder der Geschäftsführung einem anderen zum 
Ersatz eines Schadens verpflichtet, den sie bei der Wahrnehmung ihrer Pflichten verursacht 
haben, so können sie von der Stiftung die Befreiung von der Verbindlichkeit verlangen. Dies 
gilt nicht, wenn der Schaden vorsätzlich oder grob fahrlässig verursacht wurde. 

 
§ 8 Stiftungsvorstand 
 
(1) Der Stiftungsvorstand besteht aus mindestens zwei und maximal drei Mitgliedern. 
 

(2) Der Vorsitzende des Stiftungsvorstands ist ein von der Sparkasse Berchtesgadener Land 
benanntes Vorstandsmitglied der Sparkasse Berchtesgadener Land. 

 

(3) Die weiteren Vorstandsmitglieder werden vom Stiftungsrat auf die Dauer von fünf Jahren 
bestellt. Bei vorzeitigem Ausscheiden eines Vorstandsmitgliedes wird das neue Mitglied nur 
für den Rest der Amtszeit bestellt. Wiederbestellung ist zulässig. Ein ausscheidendes Mitglied 
bleibt bis zur Bestellung des jeweilig nachfolgenden Mitglieds im Amt.  

 

(4) Der Vorstand wählt unter den weiteren Vorstandsmitgliedern einen stellvertretenden 
Vorsitzenden, der den Vorsitzenden in allen Angelegenheiten bei Verhinderung vertritt. 

 

(5) Die Mitgliedschaft im Stiftungsvorstand endet - außer im Todesfall -  
1. mit Rücktritt, der jederzeit erklärt werden kann, 
2. mit dem Ablauf der Amtszeit, 
3. mit der rechtskräftigen Feststellung der Geschäftsunfähigkeit oder mit der Bestellung eines 

amtlichen Betreuers, 
4. mit der Abberufung durch den Stiftungsrat aus wichtigem Grund; ein schuldhaftes Verhalten 

des betroffenen Mitglieds oder ein der Stiftung entstandener Schaden muss nicht vorliegen. 
Das betroffene Mitglied ist vor der Abberufung anzuhören. 
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 Ein wichtiger Grund bei einem Mitglied liegt z.B. vor, wenn 
- es das Vermögen der Stiftung für eigene oder satzungsfremde Zwecke missbraucht, 
- es die Berichts- und Vorlagepflichten gegenüber dem Stiftungsrat verletzt, 
- es die anderen Mitglieder des Stiftungsvorstands über rechtserhebliche Tatsachen 

vorsätzlich täuscht, 
- es nicht mehr zur ordnungsgemäßen Geschäftsführung fähig ist, 
- das Vertrauensverhältnis zwischen ihm und dem Berufungsorgan zerrüttet ist, 
- ein Zerwürfnis zu anderen Mitgliedern der Stiftungsorgane die konstruktive 

Zusammenarbeit zum Wohle der Stiftung erheblich gefährdet. 
 

Besteht über die Abberufung aus wichtigem Grund Streit, ruht die Amtsstellung des 
betroffenen Mitglieds, bis die Streitigkeit durch den gesetzlichen Richter rechtskräftig 
entschieden oder anderweitig beigelegt worden ist. Es kann für die Zeit bis zur Entscheidung 
oder Beilegung ein Interimsmitglied bestellt werden. 

 
§ 9 Vertretung der Stiftung und Aufgaben des Stiftungsvorstands 
 
(1) Der Stiftungsvorstand vertritt die Stiftung gerichtlich und außergerichtlich. Er hat die Stellung 

eines gesetzlichen Vertreters. Seine Mitglieder sind einzelvertretungsberechtigt und von der 
Beschränkung des § 181 BGB befreit. Im Innenverhältnis vertritt der Vorsitzende die Stiftung 
allein. 

 

(2) Der Stiftungsvorstand ist befugt, anstelle des Stiftungsrats dringliche Anordnungen zu treffen 
und unaufschiebbare Geschäfte zu besorgen. Hiervon hat er dem Stiftungsrat spätestens in der 
nächsten Sitzung Kenntnis zu geben. 

 

(3) Der Stiftungsvorstand führt entsprechend den Richtlinien und Beschlüssen des Stiftungsrats 
die Geschäfte der laufenden Verwaltung. Er ist zur gewissenhaften und sparsamen Verwaltung 
des Stiftungsvermögens und der sonstigen Mittel verpflichtet.  

 

 Aufgaben des Stiftungsvorstands sind insbesondere 
1. die Aufstellung des Haushaltsvoranschlags der Stiftung, sofern der Stiftungsrat nicht 

darauf verzichtet,  
2. die Vorlage von Vorschlägen zur Verwendung der Erträge des Stiftungsvermögens und 

etwaiger zum Verbrauch bestimmter Zuwendungen, 
3. die Entscheidung über die Verwendung zweckgebundener Spenden oder Mittel aus 

Spendenaufrufen, 
4. die ordnungsgemäße Buchführung und Sammlung der Belege und Nachweise, 
5. die Fertigung des Berichts über die Erfüllung des Stiftungszwecks sowie die Erstellung der 

Jahresrechnung (Rechnungsabschluss und Vermögensübersicht) der Stiftung. 
 

(4) Der Stiftungsvorstand hat die Jahresrechnung der Stiftung durch einen Prüfungsverband, 
einen Wirtschaftsprüfer oder einen vereidigten Buchprüfer prüfen zu lassen. Die Prüfung und 
die Bescheinigung mit der Feststellung über das Ergebnis der Prüfung müssen sich auch auf 
die Einhaltung der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung, die ungeschmälerte Erhaltung 
des Grundstockvermögens und die bestimmungsgemäße Verwendung seiner Erträge und zum 
Verbrauch bestimmter Zuwendungen erstrecken. 

 

(5) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 

(6) Die genauen Richtlinien zur Geschäftsführung gem. § 11 sowie zur Verwaltungs- und 
Pressearbeit des Stiftungsvorstands sind in einer Geschäftsordnung festgelegt, die vom 
Stiftungsrat erlassen wird.  

 
§ 10 Geschäftsgang des Stiftungsvorstands 
 
(1) Der Stiftungsvorstand wird vom Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung durch den 

stellvertretenden Vorsitzenden, nach Bedarf - mindestens jedoch ein Mal pro Jahr - unter 
Angabe der Tagesordnung und Einhaltung einer Frist von 14 Tagen zu einer Sitzung 
einberufen. Die Einberufung erfolgt in Textform. Sitzungen sind ferner einzuberufen, wenn der 
Stiftungsrat dies verlangt. Sitzungen können in Präsenz, telefonisch, im Wege der 
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elektronischen Kommunikation oder in einer Mischform stattfinden. Über die Sitzungsform 
entscheidet der Vorsitzende, bei dessen Verhinderung der stellvertretende Vorsitzende nach 
seinem Ermessen, ein Beschluss des Stiftungsrats nach § 32 Abs. 2 Satz 2 BGB ist nicht 
notwendig. Ein Widerspruchsrecht steht den Mitgliedern des Stiftungsvorstands nicht zu. 
Finden Sitzungen nicht in Präsenz statt, muss bei der Ladung angegeben werden, wie die 
Stiftungsvorstandsmitglieder ihre Organrechte im Wege der elektronischen Kommunikation 
ausüben können.  

 

(2) Der Stiftungsvorstand ist beschlussfähig, wenn ordnungsgemäß geladen wurde und 
mindestens zwei Mitglieder, unter ihnen der Vorsitzende oder der stellvertretende Vorsitzende 
anwesend sind. Als anwesend gelten auch alle Mitglieder, die gemäß der festgelegten 
Sitzungsform telefonisch, im Wege der elektronischen Kommunikation oder in einer Mischform 
an der Sitzung teilnehmen. Ladungsfehler gelten als geheilt, wenn alle betroffenen Mitglieder 
anwesend sind und keiner Widerspruch erhebt. 

 

(3) Der Stiftungsvorstand trifft seine Entscheidungen, soweit kein Fall des § 15 vorliegt, mit 
einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des 
Vorsitzenden oder des stellvertretenden Vorsitzenden den Ausschlag. 

 

(4) Wenn kein Mitglied widerspricht, können Beschlüsse im Umlaufverfahren gefasst werden, 
hierbei genügt die Textform. Dies gilt nicht für Entscheidungen nach § 15 dieser Satzung.  

 

(5) Über die Ergebnisse der Sitzungen und der Beschlussfassungen sind Niederschriften zu 
fertigen und vom Vorsitzenden und dem Schriftführer zu unterzeichnen. Sie sind allen 
Mitgliedern der Stiftungsorgane zur Kenntnis zu bringen. 

 
§ 11 Geschäftsführung 
 
(1) Ist wegen des Geschäftsumfangs der Stiftung eine neben- oder hauptberufliche 

Geschäftsführung durch ein oder mehrere Vorstandsmitglieder erforderlich, sind deren 
Aufgaben und Vergütungen in einer schriftlichen Vereinbarung festzuhalten, sofern hierfür 
ausreichend Mittel zur Verfügung stehen. Alternativ kann auch ein angestellter 
Geschäftsführer bestellt werden, der nicht Mitglied des Vorstands ist (besonderer Vertreter i. 
S. d. § 30 BGB). Wenn erforderlich können es auch mehrere Geschäftsführer sein. Die 
Entscheidung über den Einsatz eines neben- oder hauptamtlichen Geschäftsführers sowie 
über Beginn und Ende der Beschäftigung und die Vertragsbedingungen entscheidet der 
Vorstand, der sich dafür die Zustimmung des Stiftungsrats einholen muss. Die Höhe der 
Vergütung für Mitglieder des Vorstands und Dritte als Geschäftsführer wird vom Stiftungsrat 
festgesetzt. Sie darf die Steuervergünstigung der Stiftung nicht beeinträchtigen. 

 

(2) Als Mitglieder der Geschäftsführung können Personen bestellt werden, die bei der Sparkasse 
Berchtesgadener Land beschäftigt sind. 

 
§ 12 Stiftungsrat 
 
(1) Der Stiftungsrat besteht aus sieben Mitgliedern. Es gibt zwei geborene Mitglieder 

(Vorsitzender und stellvertretender Vorsitzender), der die weiteren fünf Mitglieder des 
Stiftungsrats für die Dauer von fünf Jahren bestellt. Wiederbestellung ist zulässig. Bei 
vorzeitigem Ausscheiden eines Mitgliedes wird das neue Mitglied nur für den Rest der Amtszeit 
bestellt. Ein ausscheidendes Mitglied bleibt bis zur Bestellung des jeweilig nachfolgenden 
Mitgliedes im Amt. 

 

(2) Mitglieder des Stiftungsrats dürfen nicht zugleich dem Stiftungsvorstand angehören. 
 

(3) Der Vorsitzende des Stiftungsrats ist der Landrat des Landkreises Berchtesgadener Land. Der 
stellvertretende Vorsitzende des Stiftungsrats ist der Vorstandsvorsitzende der Sparkasse 
Berchtesgadener Land, der den Vorsitzenden in allen Angelegenheiten bei Verhinderung 
vertritt.   

 

(4) Es gelten die Regelungen des § 8 Absatz 5 analog für den Stiftungsrat.  
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§ 13 Aufgaben des Stiftungsrats 
 
(1) Der Stiftungsrat berät, unterstützt und überwacht den Stiftungsvorstand bei seiner Tätigkeit. 

Er beschließt insbesondere über 
1. den Haushaltsvoranschlag, 
2. die Verwendung der Erträge des Stiftungsvermögens und zum Verbrauch bestimmter 

Zuwendungen sowie Verwendung von Umschichtungsgewinnen, 
3. die Jahresrechnung und den Bericht über die Erfüllung des Stiftungszwecks, 
4. die Bestellung eines Prüfungsverbandes, eines Wirtschaftsprüfers oder eines vereidigten 

Buchprüfers, 
5. die Bestellung der Mitglieder im Stiftungsvorstand, 
6. die Entlastung des Stiftungsvorstands, 
7. die Änderung der Stiftungssatzung und Anträge auf Umwandlung oder Auflösung der 

Stiftung,  
8. die Neufassung oder Änderung der Geschäftsordnung für den Vorstand und der 

Anlagerichtlinien. 
 

(2) Der Vorsitzende des Stiftungsrats vertritt die Stiftung bei Rechtsgeschäften mit einzelnen 
Mitgliedern des Stiftungsvorstands. In diesem Fall ist er vom Stiftungsrat zum besonderen 
Vertreter im Sinne des § 30 BGB zu bestimmen. 

 
§ 14 Geschäftsgang des Stiftungsrats 
 
(1) Für den Geschäftsgang des Stiftungsrats gelten die Bestimmungen des § 10, mit Ausnahme 

Absatz 2, dieser Satzung entsprechend.  
 

(2) Der Stiftungsrat ist beschlussfähig, wenn ordnungsgemäß geladen wurde und mindestens vier 
Mitglieder, unter ihnen der Vorsitzende oder der stellvertretende Vorsitzende, anwesend sind. 
Als anwesend gelten auch alle Mitglieder, die gemäß der festgelegten Sitzungsform 
telefonisch, im Wege der elektronischen Kommunikation oder in einer Mischform an der 
Sitzung teilnehmen. Ladungsfehler gelten als geheilt, wenn alle betroffenen Mitglieder 
anwesend sind und keines Widerspruch erhebt. 

 
§ 15 Satzungsänderungen, Umwandlung, Auflösung und Aufhebung der Stiftung 
 
(1) Die Zulässigkeit von Satzungsänderungen richtet sich nach den gesetzlichen Vorschriften. 

Satzungsänderungen sind darüber hinaus nur zulässig, wenn sie mit dem Stifterwillen 
vereinbar sind. Die satzungsmäßigen Voraussetzungen der Steuerbegünstigung dürfen durch 
eine Satzungsänderung nicht entfallen. Soweit sich Satzungsänderungen auf die 
Steuerbegünstigung der Stiftung auswirken können, sind sie der zuständigen Finanzbehörde 
vorzulegen.  

 

(2) Zusammenlegung, Zulegung und Auflösung der Stiftung richten sich nach den gesetzlichen 
Vorschriften. 

 

(3) Beschlüsse nach Absatz 1 und Absatz 2 bedürfen der Zustimmung von allen Mitgliedern des 
Stiftungsrats und des Stiftungsvorstands. Die Beschlüsse werden erst nach Genehmigung 
durch die Regierung wirksam. 

 
§ 16 Vermögensanfall 
 
Bei Aufhebung oder Auflösung der Stiftung oder bei Wegfall ihrer steuerbegünstigten Zwecke fällt 
das Restvermögen an den Landkreis Berchtesgadener Land. Dieser hat es unter Beachtung des 
Stiftungszwecks unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige und mildtätige Zwecke zu 
verwenden. 

 
§ 17 Stiftungsaufsicht 
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(1) Die Stiftung untersteht der Aufsicht der Regierung von Oberbayern. 
 

(2) Der Stiftungsvorstand hat der Stiftungsbehörde Änderungen der Anschrift, der 
Vertretungsberechtigung und der Zusammensetzung der Organe sowie eine Aberkennung der 
Gemeinnützigkeit der Stiftung durch das Finanzamt unverzüglich mitzuteilen und etwaige 
Geschäftsordnungen in der jeweils aktuellen Fassung vorzulegen. 

 
§ 18 In-Kraft-Treten 
 
Diese Neufassung der Satzung tritt mit Genehmigung durch die Regierung von Oberbayern in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die mit Schreiben der Regierung von Oberbayern vom 26.05.2008 genehmigte 
Fassung der Satzung außer Kraft.  
 


